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Attraktivitätsoffensive für den Öffentlichen Dienst-Antrag der FDP, 
Drucksache 18/4571 
Anhörung des Unterausschusses Personal am 17.10.2023 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Deutsche Gerichtsvollzieherbund Landesverband Nordrhein-Westfalen unter
stützt die Forderung nach einer Attraktivitätsoffensive für den Öffentlichen Dienst. 

Auch im Gerichtsvollzieherdienst wird es immer schwieriger geeignete Bewerberin
nen und Bewerber für den Gerichtsvollzieherberuf zu finden. 

Nicht nur, weil die justizinternen möglichen guten Bewerberinnen und Bewerber ein
fach nicht mehr da sind, sondern auch, weil die Justizverwaltung wissentlich die At
traktivität des Berufsbildes sprichwörtlich ,vor die Wand fährt'. 

' 
Als ein Beispiel sei hier die Abwälzung der Kosten für die Einrichtung des elektroni
schen Rechtsverkehrs in die Privatgeldbörsen der Gerichtsvollzieherinnen und Ge
richtsvollzieher. Diese Vorgehensweise war bereits Gegenstand einer Anhörung im 
Rechtsausschuss am 22.08.2023. 
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Die Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher werden verpflichtet anfallende Bü
rokosten , die durch die Einrichtung des elektronischen Rechtsverkehrs entstehen auf 
eigene Kosten zu tragen, obwohl diese Kosten bei der Berechnung der Bürokosten
entschädigung der Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher im Jahre 2015 
noch nicht absehbar waren und deshalb auch nicht in der heutigen Entschädigung 
enthalten sein können. Die aktiven Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher 
geben diese Vorgehensweise der Justizverwaltung selbstverständlich an potentielle 
Bewerberinnen und Bewerber weiter. Diese ,Werbung' wird sicherlich nicht dazu füh
ren , dass der Beruf als attraktiv dargestellt wird. 

Die Landesregierung sollte wieder verlässlicher Arbeitgeber für die Gerichtsvollziehe
rinnen und Gerichtsvollzieher werden . Dies ist zur Zeit nicht der Fall. Vielmehr rech
net jeder aktive Gerichtsvollzieher täglich damit, dass von der Justizverwaltung wie
der ein neues Feld aufgemacht wird, wo man versucht seine Gerichtsvollzieherinnen 
und Gerichtsvollzieher ,hinter die Fichte' zu führen . 

Gemeinsam und auf Augenhöhe nach Lösungswegen zu suchen und den Beruf at
traktiv darstellen ist die Lösung . Die müsste bei einer eher kleinen Berufsgruppe oh
ne viel Mühe möglich sein . 
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